Grenzüberschreitende Wahrnehmung sozialer Ungleichheit in Europa? Eine Analyse der Medienberichterstattung in drei deutschen Grenzregionen.
Mike S. Schäfer, Andreas Schmidt & Teresa Zeckau 

Freie Universität Berlin, Institut für Soziologie, Garystr. 55, 14195 Berlin

Abstract:
In den vergangenen Jahrzehnten hat die Europäische Union politisch an Einfluss gewonnen und ihre Mitgliedsstaaten zunehmend wirtschaftlich integriert. Sozialwissenschaftlich interessant ist aber vor allem, ob es neben dieser politisch-wirt​schaft​lichen Regimebildung auch zu einer vertieften Sozialintegration innerhalb der EU kommt. Diesbezüglich gab es in den vergangenen Jahren verstärkte Forschungsbemühungen: Die Europasoziologie beschäftigte sich – neben theoretischen Grundlegungen von Europäisierungsprozessen – mit der Entstehung einer „europäischen Identität“ und gemeinsamer Werte in der EU sowie mit der Europäisierung grenzüberschreitenden Austauschs etwa durch Migration oder Grenzpendler. Die Kommunikationswissenschaft widmete sich vor allem der Frage, ob es zu einer Europäisierung öffentlicher Debatten kommt bzw. bei welchen Themen und in welchen gesellschaftlichen Teilbereichen dies der Fall ist und wie diese möglicherweise zur Entstehung einer „europäischen Identität“ beitragen. 

Auffällig ist aber, dass bei diesen Analysen eine relevante Dimension lange fehlte: die Betrachtung sozialer Ungleichheit resp. der Europäisierung selbiger. Die Europasoziologie wandte sich erst in den letzten Jahren überhaupt verstärkt der Analyse sozialer Ungleichheit zu, beschränkte sich dabei aber meist auf die Analyse „objektiver“ Unterschiede zwischen Nationalstaaten oder Regionen. Vernachlässigt wurde die Frage, ob derartige Unterschiede auch subjektiv relevant für die betreffenden Bürger und damit „Ungleichheiten“ im eigentlichen Sinne sind – ob sie also von den Bürgern wahrgenommen werden. Die Kommunikationswissenschaft, die zum Füllen dieser Lücke auch mittels der Analysen von Medienberichterstattung beitragen könnte, hat sich dieser Frage bisher jedoch kaum zugewandt.

Wir versuchen, diese Lücken (mit) zu schließen und Antworten auf die Frage zu finden, ob es innerhalb der EU zu einer europäisierten Wahrnehmung sozialer Ungleichheit kommt. Dabei konzentrieren wir uns auf Einkommensungleichheiten als wohl relevanteste Ungleichheitsdimension. Wir untersuchen anhand der Berichterstattung von Regionalzeitungen in systematisch ausgewählten deutschen Grenzregionen zu Tschechien, Polen bzw. Frankreich/Luxemburg,  
1. in welchem Maße die Einkommenssituation jenseits der Grenze in den deutschen Medien überhaupt präsentiert wird;
2. ob etwaige Unterschiede als relevante und/oder problematische Ungleichheiten für die deutschen Leser dargestellt werden und welche Folgen diese  Ungleichheiten der Berichterstattung zufolge haben;

3. ob aus etwaigen Problemdiagnosen Forderungen an politische Akteure, v.a. an die EU abgeleitet werden.  

Wir können zeigen, dass die (Erwerbs-, Besitz- und Transfer-)Einkommenssituation jenseits der Grenze in allen Regionen in nennenswertem Umfang wahrgenommen wird. Wie sie jedoch wahrgenommen wird, ist von Region zu Region unterschiedlich. An den Grenzen zu Tschechien und Polen wird die schlechte Einkommenslage im Nachbarland betont und als Problem auch für die deutsche Seite der Grenze dargestellt, da sie in ihren Auswirkungen den Lebensstandard in Deutschland gefährde. Entsprechend wird eine (teilweise) Schließung der Grenze präferiert und dafür werden v.a. regionale und nationale politische Akteure in die Pflicht genommen. An der deutschen Westgrenze wird dagegen die Besserstellung der Nachbarländer eher als Maßstab präsentiert, auf dessen Basis die eigene Gleichstellung mit den Bürgern der Nachbarländer gefordert wird. 
Wir können damit zeigen, dass grenzüberschreitende Wahrnehmungen sozialer Ungleichheit existieren, dass sie für die Einschätzung der Lebenslage von Bürgern relevant scheinen und dass sich dies von Region zu Region unterscheidet. 

